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1. Einleitung

Bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts gem. $ 247 BewG für
unbebaute Flächen im Außenbereich kommt es immer wieder
zu (rechts-)fehlerhaften und teilweise erheblichen Überbewer-

tungen.l Die Überbewertungen rühren zum einen daher, dass

die Anwendung des 5 247 BewG komplex und im Einzelnen

umstritten ist.2 Sie rühren zum anderen daher, dass die Finanz-

behörden ihrer Wertableitungspflicht gem. 5 247 Abs.3 BewG

nicht ausreichend nachkommen.3 Für Steuerpflichtige stellt sich

in solchen Fällen die Frage, wie sie rechtlich gegen die Über-
bewertung vorgehen können. Die Beantwortung dieser Frage

ist schwierig, weil bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts mit

5 247 BewG i.V.m. $5 192 ff. BauGB und den Vorschriften der
lmmoWertV verschiedene ineinandergreifende und kaum von-
einander abgrenzbare Ebenen der Bewertung vorliegen, die für

1 Stephany/Solihu, AgrB 2026, 44 (44).

2 Stephony/Sotihu, AgrB 2026, 44 (44).

3 Stephany/Sotihu, AgrB 2026,44 (44); zu tatsächlichen Gründen für Überbewer-
tungen ferner Mo nnek, in: Stengeil Loose, Bewertu ngsrecht, 1 70. Lfg. Mai 2024,
5 198 BewG Rn.92.
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l-.'-;i .df orrt es bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts für unbebaute Flächen gem. 5 247 BewG zu
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ffi$ Uberbeweltungen, stellt sich für den Steuerpflichtigen die Frage nach dem Rechtsschutz. Als

lt+{ 
-i$.Alternative 

zur Beschreitung des Rechtswegs vor dem Finanzgericht kann der Steuerpflichtige

im Faffe einer deutlichen Überbewertung seit 2025 gem.5$ 220 Abs.2, 198 BewG den Nachweis des

niedrigeren gemeinen Werts des unbebauten Grundstücks erbringen. Auch wenn diese Nachweismög-

lichkeit in der Praxis häufig genutzt wird, sind viele rechtliche Einzelheiten der 55 220 Abs. 2. 198 BewG

noch ungeklärt. Während Teil 1 des Aufsatzes (erschien im Agrarbetrieb0112026, Seite 44 ff.) die Er-

mittlung des Grundsteuerwerts gem,9 247 BewG behandelt hat, befasst der vorliegende Aufsatz sich

mit der Rechtsschutzmöglichkeit nach $$ 220 Abs. 2. 198 BewG.

die Rechtskontrolle aber auseinandergehalten werden müssen.a

Der Steuerpflichtige und sein Berater müssen zum einen die

undurchsichtige Ermittlung des Bodenrichtwerts durch den Gut-

achterausschuss nachvollziehen und insbesondere überprüfen,

ob sich das Grundstück innerhalb der Wertspanne des 5 15

Abs. 1 lmmoWertV befindet, was allerdings praktisch kaum

möglich ist.s Besonders herausfordernd ist in diesem Zusam-

menhang, dass die Rechtsprechung den bisherigen Grundsatz

der eingeschränkten Überprüfbarkeit von Bodenrichtwerten bei-

zubehalten scheint, anstatt die Ermittlung der Bodenrichtwerte

zukünftig einer strengeren gerichtlichen Kontrolle zu unter-

werfen.6 lnsoweit hat der BFH jüngst bestätigt, dass die Fi-

nanzgerichte die von den Gutachterausschüssen ermittelten
Bodenrichtwerte grundsätzlich ohne weitere Sachaufklärung

übernehmen können, ohne gegen ihre Amtsermittlungspflicht
gem. 5 76 Abs. 1 Satz 1 FGO zu verstoßen und es am Steuer-

pflichtigen selbst liegt, eine (,,eingeschränkte") gerichtliche

Überprüfung der Bodenrichtwerte durch eine substantiierte Gel-

tendmachung etwaiger Rechtsverstöße zu veranlassen.T Zum

anderen müssen der Steuerpflichtige und sein Berater über-
prüfen, ob das Finanzamt den 5 247 BewG richtig angewendet

hat und ihm keine Rechtsfehler unterlaufen sind, wobei häufig

Streit darüber besteht, ob und wie der von den Gutachteraus-

schüssen ermittelte Bodenrichtwert im Einzelfall auf Ebene des

5 247 BewG zugrunde zu legen ist.8 ln Anbetracht dieser kom-
plexen Probleme kann es sich für Steuerpflichtige in Fällen er-

heblicher Überbewertungen anbieten, das Prozessrisiko einer

Anfechtungsklage zu vermeiden, indem sie gem. 55 220 Abs.2

4 SieheStephony/Solihu,AgrB2026,44(44f1.)zumlneinandergreifendesBewG,
BauGB und der lmmowertv.

5 Verfassungsrechtliche Zweifel an der Maßgeblichkeit der Bodenrichtwerte hat
der BFH gleichwohl nicht, so jüngst BFH, Urteil vom 12.11.2025 - ll R25/24,
DSIR 2026, 1 54, Rn. 46, 48.

6 BFH, Urteil vom 12.1 1.2025 - ll R 25/24, DSIR 2026, 1 54, Rn. 31.

7 BFH, Urteil vom 12.1 1.2025 - ll R 25/24, DSIR 2026, 1 54, Rn. 31.

8 Ausführlich Stephony/Sotihu, AgrB 2026,44 (47 'ft.).
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Satz 3 i.V.m. 198 Abs. 1 Satz 2, Abs.2 BewG den niedrigeren
gemeinen Wert des zu bewertenden Grundstücks nachweisen.e

Mit der Möglichkeit des Nachweises des niedrigeren gemei-
nen Werts durch ein Gutachten als Alternative zur Beschreitung
des Finanzrechtswegs setzt sich der vorliegende Beitrag ausei-
nander. Zunächst werden der Regelungsgehalt des 5 220 Abs. 2

BewG vorgestellt (2.1.) und dessen zwei zentrale Bestandteile
ausgelegt, nämlich der vom Finanzamt ermittelte Wert als Be-
zugspunkt für den Wertvergleich (2.1.1.) sowie das Erfordernis
einer erheblichen Wertdifferenz zwischen dem gemeinen Wert
und dem vom Finanzamt ermittelten Wert (2.1.2.). Anschließend
setzt der Beitrag sich mit den Sachverständigengutachten und
stichtagsnahen Kaufpreisen als den beiden rechtlich vorgese-
henen Methoden des Wertnachweises auseinander (2.2.). Die

Ergebnisse werden im Fazit zusammengefasst (3.).

2. Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts
gem. SS 220 Abs. 2,'1.98 BewG

2.1. Grundaussage des $ 220 Abs. 2 BewG

Nach 5 220 Abs. 2Salzl BewG ist der niedrigere gemeine Wert
als Grundsteuerwert anzusetzen, wenn der Steuerpflichtige nach-

weist, dass der nach den Vorschriften des siebten Abschnitts
(und damit auch nach $ 247 BewG) ermittelte Grundsteuerwert
erheblich von dem gemeinen Wert der wirtschaftlichen Einheit
im Feststellungszeitpunkt abweicht. Von einer erheblichen Ab-
weichung ist nach 5 220 Abs. 2 Salz2 BewG auszugehen, wenn
der Grundsteuerwert den nachgewiesenen gemeinen Wert um
mindestens 40 % übersteigt. Die Vorschrift schafft für den
Steuerpflichtigen die Möglichkeit, zugleich aber auch die Pflicht,
den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts selbstständig
zu erbringen,l0 da eine Berücksichtigung der Vorschrift von Amts
wegen nicht stattfindet.ll Eine Folge hiervon ist, dass das Wert-
gutachten letztlich als Privatgutachten behandelt wird und die
Kosten dafür - selbst im Falle eines erfolgreichen Wertnachwei-
ses - vom Steuerpflichtigen zu tragen sind.12

Zwei Merkmale der Vorschrift verdienen nähere Betrachtung:
zum einen der,,ermittelte Grundsteuerwert" nach $ 220 Abs. 2
Satz 'l BewG als Bezugspunkt für den Wertvergleich mit dem
(niedrigeren) gemeinen Wert, zum anderen die Erheblichkeits-
schwelle in Höhe von 40 o/o 

eEffl.S 220 Abs. 2Satzl und 2 BewG.
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2.1.1. Bezugspunkt für den Wertvergleich

Der Wortlaut des 5 220 Abs. 2 Satz 1 BewG erfordert eine er-
hebliche Abweichung zwischen dem gemeinen Wert und dem
ermittelten Grundsteuerwert. Damit dürfte der vom Finanzamt
tatsächlich ermittelte Grundsteuerwert gemeint sein, ungeach-
tet der Frage, ob dem Finanzamt bei der Anwendung des 5 247

BewG Rechtsfehler unterlaufen sind oder nicht.l3 lm Schrifttum
wird dagegen teilweise eingewandt, dass der,,ermittelte" Wert
im Sinne der Vorschrift nicht der vom Finanzamt tatsächlich er-
mittelte, sondern der unter rechtsfehlerfreier Anwendung des

5 247 BewG ,,zu ermittelnde", also der gesetzeskonforme Grund-
steuerwert sei.1a Die Auffassung wird damit begründet, dass

5 220 Abs. 2 BewG nicht etwaige Bewertungsfehler bei der Fest-

stellung des Grundbesitzwertes im Zuge einer fehlerhaften An-
wendung des 5 247 BewG, sondern ausschließlich vereinzelte
und sich aus der typisierenden Wertermittlung ergebende Über-
bewertu ngen kompensieren sol le.1s

Dem Argument ist insoweit zuzustimmen, als die Normie-
rung des ,,zu ermittelnden" Werts in 5 220 Abs. 2 BewG in Zu-
sammenschau mitS 247 BewG systemkonformer gewesen wäre,

weil Fehler des Finanzamts bei der Rechtsanwendung des 5 247

BewG grundsätzlich gerichtlich zu klären sind. Der Auffassung
ist jedoch entgegenzuhalten, dass dem Gesetzgeber angesichts
des Wortlauts des 5 220 BewG kein bloßer redaktioneller Fehler

unterlaufen sein dürfte. Bereits $ 220 Abs. 1 BewG bezieht sich

darauf, dass der Grundsteuerwert nach den Vorschriften des

Abschnitts ,,ermittelt" wird (Satz 1) und regelt, was ,,bei der Er-

mittlung" zu beachten ist (Satz 2). Hieraus wird deutlich, dass

der Gesetzgeber das Stadium der tatsächlichen Wertermittlung
gesetzlich über die Wahl des Tempus berücksichtigt. Aus dem
Wortlaut des - auch gesetzessystematisch als Absatz nachgela-
gerten - 5 220 Abs. 2 BewG ergibt sich sodann, dass der bereits

,,ermittelte Grundsteuerwert" angesetzt wird. Aufgrund der aus-
differenzierten Wahl des Wortlauts ist nicht davon auszugehen,

dass vom Gesetzgeber ein ,,zu ermittelnder" Grundsteuerwert
gemeint gewesen ist. Hierfür spricht auch die Gesetzesbegrün-
dung, in welcher der Gesetzgeber explizit auf den ,,vom Finanz-

amt festgestellte[n] Grundsteuerwert" Bezug nimmt.16

Zudem sprechen praktische Gesichtspunkte für den vom Ge-

setzgeber gewählten Normwortlaut. So kann die Nachweismög-

lichkeit des niedrigeren gemeinen Werts nicht nur als Verhält-

9 Zu verfassungsrechtlicher Kritik an der Verlagerung der Nachweislast für den
Gegenbeweis einer erheblichen Überbewertung auf den Steuerpflichtigen hat
der BFH sich nicht geäußert, dazu BFH, U rteil vom 12.11.2025 - ll R 25/24,
DSIR 2026, 154, Rn. 57.

10 Vgl. FG Niedersachsen, Beschluss vom 24.03.201 5 - 1 K204/13, BeckRS 201 5,

94843 Rn. 5; Krumm/Paeßens, BewG, 2. Aufl. 2025, 5 220 Rn. '1 '1 (,,Nachweis-
last"); Holoczinsky, in: Rössler/Troll, BewG, 40. EL Oktober 2025, 5 1 98 Rn. 6, 25.

11 A220.2 Abs. 3 Satz 1 AEBewGrSt; Krumm/Paeßens, BewG, 2. Aufl. 2025,5 ZZO
Rn.11; Halaczinsky in: Rösslerflroll, BewG, 40. EL Oktober 2025, $ 198 Rn.4.

12 4220.2 Abs. 3 Satz 1 AEBewGrSt; Krumm/paeßens, BewG, 2. Aufl. ZOZ5, S Z2O
Rn.29; Lopp, in: BeckOK BewG, 4. Ed. Oktober 2025, $ 220 Rn. 69; a.A. FG

Niedersachsen, Beschluss vom 24.03.2015 - 1 K 204/13, BeckRS 201 5, 94843
Rn. 14 im Falle des Obsiegens des Steuerpflichtigen im Gerichtsprozess;
eingehend zu den Gutachterkosten auch Haloczinsky, in: Rössler/Troll, BewG,
40. EL Oktober 2025, 5 198 Rn. 55 f.

13 Zum Verhältnis des,,ermittelten" und,,festgestellten" Werts lopp, in: BeckOK
BewG, 4. Ed. Oktober 2025, 5 220 Rn. 55; unklar HoLoczinsk.y in: Rössler/Troll,
BewG, 39. EL Januar 2025,9 220 Rn. 9 (,,ermittelte oder zu ermittelnde"); ferner
zu den verschiedenen Zeitpunkten des Wertnachweises bei 5 198 BewG Dorn,
in: BeckOK BewG,4. Ed. Oktober 2025, 5 198 Rn. 79 f.

14 Krumm/Paeßen5 BewG, 2. Aufl.2O25,9 220 Rn. 13 f.; unklar Hatoczinsky, in:
Rösslerfiroll, BewG, 39. EL Januar 2025, 5 220 Rn. 10.

15 Krumm/Poeßent BewG, 2. Auf|.2025, $ 220 Rn. 13 f.
1 6 So BT-Drucks. 20/13419, 5.241, in demselben Satz nimmt der Gesetzgeber

jedoch zugleich auf die Entscheidungen des BFH, Beschluss vom 27.05.2024 -
ll B 78/23 (AdV), BStBl. ll 2024, 5.543; vom 27.05.2024 - ll B 79123 (AdV),

BSIBI Il 2024, S. 546 Bezug, in denen kein Fall der rechtswidrigen Grundsteuer-
wertermittlung vorlag. Die zutreffende Auslegung der Norm hängt letztlich
von der Frage ab, ob der Gesetzgeber ausschließlich einen Verstoß der
Besteuerung gegen das Übermaßverbot verhindern (so Krumm/Poeßens,
BewG, 2. Aufl. 2025,I220 Rn. 13) oder nicht vielmehr eine allgemeine
Möglichkeit zur Erbringung des Wertnachweises schaffen wollte.
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nismäßigkeitsventil fungieren,lT sondern auch die Komplexität
des geltenden Bewertungsverfahrens reduzieren, statt sie - über
das Abstellen auf den ,,zu ermittelnden" Wert - weiter zu erhö-
hen. Der Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts wird für den
Steuerpflichtigen nämlich gerade deshalb in Betracht kommen,
weil ein Dissens über den nach 5 247 BewG ermittelten Grund-
steuerwert besteht. Dem Steuerpflichtigen würde nicht nur die
kostenverursachende Pflicht auferlegt, ein methodisch und in-
haltlich strengen Anforderungen unterliegendes Wertgutach-
ten bereitzustellen, welches dem Risiko der Zurückweisung
durch das Finanzamt ausgesetzt ist,r8 sondern im Wertgutach-
ten wiederum den bereits bestehenden Streit über den richti-
gen Wertansatz gem. 5 247 BewG aufzugreifen. Die finanziellen
Konsequenzen des überkomplexen typisierenden Wertermitt-
lungsverfahrens nach 5 247 BewG wären im Ergebnis einseitig
vom Steuerpflichtigen zu tragen, da dieser sich mit der vorab
kaum rechtssicher zu beantwortenden Frage auseinandersetzen

müsste, ob die Überbewertung aus einer (gerichtlich wohl nur
eingeschränkt überprüfbaren) fehlerhaften Ermittlung des Bo-

denrichtwerts oder einer fehlerhaften Rechtsanwendung des

5 247 BewG resultiert und daher der Klageweg zu beschreiten
ist, oder ob die Überbewertung nicht vielmehr das Ergebnis
einer zutreffenden Rechtsanwendung war und als ,,Typisierungs-
ausreißer" über 5 220 Abs. 2 BewG zu korrigieren ist.le Beschrei-

tet der Steuerpflichtige den Rechtsweg und erkennt später, dass

er ein Wertgutachten hätte einreichen müssen, trägt er nicht
nur die Kosten für das Wertgutachten, sondern selbst im Falle

der Abhilfe durch das Finanzamt unter Umständen auch die
Prozesskosten.2o Die vom Gesetzgeber vorgenommene Anknüp-
fung an den vom Finanzamt ermittelten Wert stellt daher eine
nicht zu unterschätzende Komplexitätsreduktion dar. Für den
Steuerpflichtigen dürfte die Herabsenkung des fehlerhaft er-
mittelten und somit überhöhten Grundsteuerwerts auf den ge-
meinen Wert jedenfalls ohnehin nur bei extremen überbewer-
tungen spürbar sein, denn der,,Steuerersparnis" stehen die vom
Steuerpflichtigen zu tragenden Gutachterkosten gegenüber.21

2.1.2. Erheblichkeit der Wertabweichung

Damit der Steuerpflichtige den Nachweis des niedrigeren ge-
meinen Werts erbringen kann, muss die Differenz zwischen
dem vom Finanzamt ermittelten Grundsteuerwert als maßgeb-
lichen Bezugspunkt und dem gemeinen Wert der wirtschaft-
lichen Einheit erheblich sein. Davon ist gem. $ 220 Abs. 2Satz2

17 Krumm/Paeßent BewG, 2. Aufl.2O25,5 220 Rn. 13.

1 8 A 220.3 Abs. 5 Satz 2 AEBewGrSt; Mqnnek, in: Stenger/Loose, Bewertungsrecht,
'170. Lfg. Mai 2024,9198 BewG Rn.37 (,,Spannungsfeld zwischen der
Akzeptanz des Gutachtens und dem angestrebten Verkehrswertniveau").

19 Zur ungeklärten gerichtlichen Überprüfbarkeit der Bodenrichtwerte ausführlich
Krumm/Poeßens, BewG, 2. Aufl. 2025, S 220 Rn. 1 8 ff.

20 lnsoweit zieht sich die Komplexität der Grundsteuerwertermittlung auch durch
die Frage der Tragung entstehender Gutachten- und Gerichtskosten, näher
hienu Krumm/Poeßens, BewG,2. Aufl.2025,5 220 Rn. 29. Für eine Gewährung
eines Erstattungsanspruchs im Falle des'Obsiegens jedoch FG Niedersachsen,
Beschluss vom 24.03.2015 - 1 K 204/13, BeckRS 201 5, 94843 Rn. 1 3.

21 Zur Abwägung des Steuerpflichtigen unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten
Kugelmüller-Pugh, DSIR 2024, 1 355 (1 359 t.); Dorn, in: BeckOK BewG, 4. Ed.

Oktober 2025, 5 1 98 Rn. 112t Krumm/Poeßens BewG, 2. Aufl.2025, I 220
Rn. 29; ähnlich Holoczinsky, in: RösslerÄroll, BewG, 39. EL Januat 2025, E 220
Rn. 10 im Zusammenhang mit der 40 %-Grenze.
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BewG auszugehen, wenn der Grundsteuerwert den nachgewie-

senen gemeinen Wert um mindestens 40 Prozent übersteigt.
Grundlage dieser Wertgrenze dürften die Entscheidungen des

BFH vom 27. Mai 2024 sein.2z ln diesen Entscheidungen führte
der BFH zur typisierenden Bewertung eines Einfamilienhauses
gem. 55 250 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 i.V. m.252 Satz 1 BewG aus,

dass eine solche typisierende Regelung nur so lange verfas-

sungskonform sei, wie im Fall von Überbewertungen ein Verstoß

gegen das Übermaßverbot entweder durch verfassungskon-
forme Auslegung der Vorschrift oder durch eine Billigkeitsmaß-

nahme abgewendet werden könne.23 Unter Verweis auf frühere
Entscheidungen zum Übermaßverbot, wonach die Überschrei-

tung ,,extrem", ,,bis an die äußerste Grenze gehend", ,,radikal"
bzw. ,,krass über das normale Maß hinausgehend" sein müsse,24

galten Wertdifferenzen in der Entscheidung des BFH als erheb-
lich, wenn sie,,regelmäßig t...la0 Prozent oder mehr betragen".2s

Diese Rechtsprechung hat der Gesetzgeber bei der Einführung

des $ 220 Abs. 2 BewG im JSIG 2024 übernommen, wobei der
vom BFH verwendete Begriff,,regelmäßig" zwar in der Gesetzes-

begründung,26 nicht aber im Normwortlaut wiederzufinden ist.

Der Normwortlaut enthält nun jedoch den Hinweis, dass der
gemeine Wert den ermittelten Grundsteuerwert um ,,mindes-
tens" 40 Prozent übersteigen muss. Daher wird davon auszu-
gehen sein, dass nach dem Willen des Gesetzgebers selbst ge-

ringfügige Unterschreitungen der Grenze schädlich sind und

der Wertnachweis in diesen Fällen nicht möglich sein dürfte.27

Hinweise darüber, wie die Rechtsprechung oder die Finanzver-

waltung nur geringfügige Unterschreitungen der 40 %-Grenze

behandeln, sind bisher nicht ersichtlich.2s

2.2, Methoden des Wertnachweises

Problematisch sind nicht nur die materiell-rechtlichen Voraus-

setzungen des Nachweises des niedrigeren gemeinen Wertes,

d. h. die Frage, ob der ermittelte oder der zu ermittelnde Wert
anzusetzen ist sowie die Frage, wie hoch die Wertdifferenzzwi-
schen dem ermittelten Wert und dem gemeinen Wert sein muss
(,,ob"). Problematisch sind vielmehr auch die Einzelheiten des

konkreten Wertnachweises, d. h. die Frage, wie genau der Steu-

erpflichtige und dessen Berater den Nachweis des niedrigeren
gemeinen Werts erbringen können (,,wie").

22 BT-Drucks. 20/13419, S.241 unter Bezugnahme auf BFH, Beschluss vom
27.05.2024 - ll B 78/23 (AdV), BStBl. ll2024, 5.543; vom 27.05.2024 -
ll B 79/23 (AdV), BStBl. ll 2024, 5.546; Lapp, in: BeckOK BewG, 4. Ed. Oktober
2025, 5 220 Rn.4, 8.

23 BFH, Beschlussvom27.05.2024-llB78/23 (AdV), BStBl. ll 2024,5.543 Rn.31.;
v om 27.05.2024 - ll B 7 9 /23 (AdV), BStBl. ll 2024, S. 546 Rn. 3 1.

24 So BFH, Urteil vom 16.11.2022 - ll R 39/20, BStBl. ll 2024, 246 Rn.27 zu 5 166
BewG.

25 BFH, Beschlussvom27.05.2024-llB78/23 (AdV), BStBl. ll 2024,5.543 Rn.31;
v om 27.05.2024 - ll B 7 I /23 (AdV), BStBl. ll 2024, S. 546 Rn. 3 1 ; näher dazu
Doro in: BeckOK BewG,4. Ed. Oktober 2025, 5 198 Rn. '12 f.

26 BT-Drucks. 20/13419, S. 242.

27 Krumm/Poeßent BewG,2.Aufl.2025,5 220 Rn.15; kritisch gegenüberderfesten
Grenze Holoczinsky in: Rössler/lroll, BewG, 39. EL Januar 2025, S 220 Rn. 10.

28 Lopp, in: BeckOK BewG, 4. Ed. Oktober 2025, 5 220 Rn. 63.
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2.2|1. Gesetzliche Beschränkung auf zwei Methoden

Gemäß 5 220 Abs. 2 Satz 3 BewG gilt für den vom Steuerpflich-
tigen zu erbringenden Nachweis des niedrigeren gemeinen

Werts 5 198 Abs. 1 Satz2, Abs. 2 BewG entsprechend. Während
5 198 Abs. 1Salz2 BewG regelt, dass auch bei der Ermittlung
des niedrigeren gemeinen Werts grundsätzlich die auf Grund

$ 199 Abs. 1 BauGB erlassenen Vorschriften der lmmoWertV
2022 Anwendung finden,2s trifft 5 198 Abs. 2 BewG eine Aussage

zur Wertermittlungsmethode.
Für den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts kommen

grundsätzlich nur zwei Methoden in Betracht.3o Zum einen kann
gem. $ 220 Abs. 2 Salz 3 i. V. m. 1 98 Abs. 2 BewG ein Gutachten
des zuständigen Gutachterausschusses i.S.d. 55 192 ff. BauGB

oder ein Gutachten von Personen dienen, die von einer staat-
lichen, staatlich anerkannten oder nach DIN EN ISO/lEC 17024

akkreditierten Stelle als Sachverständige oder Gutachter für die
Wertermittlung von Grundstücken bestellt oder zertifiziert wor-
den sind. Zum anderen kann gem. 5 220 Abs. 2 Satz 4 BewG

auch ein im gewöhnlichen Geschäftsverkehr innerhalb eines
Jahres vor oder nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt zustande
gekommener und damit stichtagsnaher Kaufpreis über die zu

bewertende wirtschaftliche Einheit als Nachweis des niedrige-
ren gemeinen Werts dienen, wenn die maßgeblichen Verhält-
nisse hierfür gegenüber den Verhältnissen am Hauptfeststel-
lungszeitpunkt unverändert sind.

Für beide Methoden des Wertnachweises gilt, dass es grund-
sätzlich auf den Hauptfeststellungszeitpunkt als maßgeblichen
Bewertungszeitpunkt ankommt.3l Beim derzeitigen Hauptfest-
stellungszeitpunkt handelt es sich um den 01.01.2022, In der
Praxis ist daher gerade bei der Erstellung eines Wertgutachtens
zu beachten, dass nicht lediglich der gegenwärtige gemeine
Wert der wirtschaftlichen Einheit ermittelt wird, sondern das

Gutachten sich auf den 01.01 ,2022bezieht3z Ferner ist zu be-
achten, dass sich der Hauptfeststellungszeitpunkt in regelmä-
ßigen Abständen verschiebt, weil die Grundsteuerwerte gem.

$ 221 BewG alle sieben Jahre neu festgestellt werden. Hieraus
folgt, dass ein Wertgutachten in der Praxis keine ,,abschlie-
ßende" Wirkung für die Grundsteuerwertermittlung hat, son-
dern alle sieben iahre zum Hauptfeststellungszeitpunkt eine fi-
nanziell nicht zu unterschätzende gutachterliche Neubewertung
erforderlich ist.

2.2.2. Wahlrechte des Steuerpflichtigen

Der Wortlaut des 5 198 Abs. 2 BewG zum Wertnachweis durch
ein Wertgutachten beinhaltet die Formulierung ,,kann [...] die-
nen". Bei der Wertermittlung durch einen stichtagsnahen Kauf-

29 Eingehend auch Holoczinsky, in: Rössler/Troll, BewG, 40. EL Oktober 2025,
9 1 98 Rn. 14; Monnek, in: Stenger/Loose, Bewertungsrecht, 1 70. Lfg. Mai 2024,
$ 198 BewG Rn. 21.

30 So auch die Einordnung der Norm als abschließende Regelung derzulässigen
Bewertungsmethoden Holocz[nsky, in: Rössler/Troll, BewG, 40. EL Oktober
2025,5 198 Rn.11.

31 So für Bewertungsgutachten ausführlich Krumm/Paeßens, BewG, 2. Aufl. 2025,
5 220 Rn. 19; ebenso für Kaufpreise Krumm/Paeßens, BewG, 2. Aufl. 2025,
5 220 Rn. 24.

32 So auch Holaczinsky, in: RösslerÄroll, Bewc, 39. EL Januar 2025, $ 220 Rn. 9, 1 1.
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preis spricht der Wortlaut des 5 198 Abs. 3 BewG, dessen wich-
tigster Anwendungsbereich die Erbschaft- und Schenkung-

steuer sein dürfte, ebenfalls von ,,kann [...] dienen". lm Verhältnis
zu 5 198 Abs.3 BewG enthält 5 220 Abs. 2Satz4 BewG einen
insoweit spezielleren Tatbestand für die Wertermittlung durch

einen stichtagsnahen Kaufpreis für Grundsteuerzwecke, welcher

die Formulierung ,,kann ouch 1...) dienen" enthält. Unabhängig
von der Frage, ob für Zwecke der Erbschaft- und Schenkung-

steuer der Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts nach

$ 198 Abs. 2 und 5 '198 Abs. 3 BewG oder für Grundsteuerzwecke

nach $ 220 Abs.2 Satz 3 i.V. m 5 198 Abs. 2 und $ 220 Abs.2
Satz 4 BewG erfolgen soll, lässt die sich wiederholende Ver-
wendung der Formulierung ,,kann (auch) [...] dienen" erkennen,

dass der Gesetzgeber dem Steuerpflichtigen für die Art und
Weise der Nachweiserbringung einen gewissen Spielraum ein-
räumt. Fraglich ist, wie die Formulierungen auszulegen sind,
worin das Wahlrecht also genau besteht.

So könnte man die Formulierungen ,,kann [...] dienen" zum

einen jeweils isoliert auf die jeweiligen Absätze beziehen. Be-

zogen auf 5 220 Abs. 2Salz3 i.V. m $ 198 Abs. 2 BewG würde
dies bedeuten, dass das Finanzamt jedenfalls ein Gutachten
von einem Sachverständigen bzw. Gutachter anerkennen muss,

der von einer staatlich, staatlich anerkannten oder nach

DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle für die Wertermitt-
lung von Grundstücken bestellt oder zertifiziert worden ist. Es

müsste aber auch zusätzlich Sachverständige mit einer der
Aufzählung in Absatz 2 gleichwertigen Qualifikation akzeptie-
ren, weil deren Qualifikation sich gleichermaßen für die Wert-
ermittlung eignen kann. Für eine nicht abschließende Regelung
spricht auch der im Normwortlaut enthaltene Begriff ,,regel-
mäßig".r: ln der Praxis hat das Finanzamt für den Wertnachweis

eines Golfplatzes jedoch ein Gutachten eines öffentlich bestell-
ten Sachverständigen für die Wirtschaftlichkeitsbewertung von

Golfanlagen mit Blick auf die Vorgabe der Bestellung ,,für die
Wertermittlung von Grundstücken" in $ 198 Abs. 2 BewG abge-
lehnt.3a Es sieht damit den Wortlaut innerhalb des Tatbestands
insoweit wohl als bindend und abschließend an.35

Als zweite Auslegungsmöglichkeit36 kann in den Normen ein
vom Gesetzgeber bereitgestelltes Wahlrecht des Nachweis-
pflichtigen zwischen der Bereitstellung eines Wertgutachtens
und dem Nachweis durch Kaufpreis gesehen werden.37 Dies

33 So auch Lorenz,ZEV 2023,141 (142) und Dor4 in: BeckOK BewG,4. Ed.

Oktober 2025, 5 198 Rn. '1 19. Allerdings könnte die Rechtsprechung hierzu
wohl eine restriktive Auffassung einnehmen, siehe näher Dorn, in: BeckOK
BewG, 4. Ed. Oktober 2025, 5 198 Rn. 108 zu BFH, Urteil vom 05.12.2019 -
il R 9/18, BStBl. ll 2021, 135 hinsichtlich derAuslegung des I 198 BewG a.F.

34 ln dleselbe Richtung deutend auch Finanzverwaltung Rheinland-Pfalz,
Merkblatt für den Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts (Verkehrswert),
S. 2-3, https://lfst.rlp.de/fileadmin/lfst.rlp.delservice/Erbschaft_schenkung/
Merkblatt_fuer_den_Nachweis_eines_niedrigeren_gemeinen_Werts.pdf
(aufgerufen am 20.03.2025); ähnlich Monnek, in: Stenger/Loose, Bewertungs-
recht, '170. Lfg.Mai2024, S 198 BewG Rn.42.1.

35 A 220.3 Abs. 1 Satz 1 AEBewGrSt; einen abschließenden Katalog annehmend
auch Krumm/Poeßent BewG, 2. Auil.2025,5 220 Rn. 17; wohl auch Holaczlnsky,
in: RösslerÄroll, BewG,40. EL Oktober 2025, $ 198 Rn. 26.

36 Den Gesetzeswortlaut unter Bezugnahme auf den Begriff,,regelmäßig"
potenziell in beide Richtungen auslegend auch Dorn, in: BeckOK BewG,4. Ed.

Oktober 2025, 5 198 Rn. i04.
37 So innerhalb des $ 198 BewG zum Verhältnis von Abs. 2 und Abs. 3 bejahend

bereits Dorn, in: BeckOK BewG,4. Ed. Oktober 2025, 5 198 Rn. 70; Lorenz,ZEY
2023,141 (14s).
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Lt6 Die Bewertung unbebauter Flächen im Außenbereich

würde bedeuten, dass der Steuerpflichtige ein Wertgutachten
nach S 198 Abs.2 BewG auch dann einreichen kann, wenn ein
Kaufpreis im Sinne des $ 220 Abs. 2 Satz 4 BewG vorliegt. Zwar
sehen sowohl die Finanzverwaltung3s als auch Teile der Litera-
tur3e zwischen den beiden Möglichkeiten der Nachweiserbrin-
gung insoweit ein Konkurrenzverhältnis vor, als im Falle des

Vorliegens eines Kaufpreises derselbe zwingend für die Wert-
ermittlung heranzuziehen ist. Das wird damit begründet, dass

dieser am ehesten dem gemeinen Wert entspreche, weil er die
tatsächliche Wertrealisierung am Markt widerspiegle und daher
aufgrund der größeren Sachnähe einem mittels Gutachter er-
mittelten Nachweis vorzuziehen sei.ao Allerdings lassen diese
Auffassungen - wenngleich das Argument grundsätzlich sach-
richtig ist - die vom Gesetzgeber insgesamt drei Mal verwen-
dete Formulierung ,,kann [...] dienen' unberücksichtigt und da-
mit insgesamt leerlaufen. lm Falle des Wortlauts des 5 220
Abs. 2 Satz 4 BewG verkehren sie die gesetzgeberische Vorgabe
sogar ins Gegenteil. Die darin enthaltene Formulierung ,,auch"
geht über die in $ 198 Abs, 3 BewG verwendete Formulierung
,,kann [...] dienen" hinaus und spricht für das Hinzutreten einer
Nachweiserbringungsmöglichkeit, nicht aber für einen Vorrang
dieser zusätzlichen Nachweismöglichkeit vor jener, die bereits
besteht.al Systematisch wird dies innerhalb des $ 220 Abs. 2

BewG auch durch die Normierung des Wertnachweises durch
ein Wertgutachten als Satz 3 vor dem Wertnachweis durch
Kaufpreis als Satz 4 dargestellt. Es wäre ungewöhnlich, den
vorrangig anzuwendenden Tatbestand in der Gesetzesgrund-
lage nachrangig zu regeln.a2 Deshalb dürfte dem Steuerpflich-
tigen, wenn die Finanzverwaltung bei der Qualifikation des
Sachverständigen eine restriktive Haltung annimmt, jedenfalls

ein freies Wahlrecht hinsichtlich des Nachweises des niedrige-
ren gemeinen Werts durch ein Wertgutachten oder durch ei-
nen zeitnahen Kaufpreis zustehen, welches das Finanzamt bin-
det.a3

3. Fazit

Kommt es im Rahmen der Ermittlung des Grundsteuerwerts zu

deutlichen Überbewertungen des unbebauten Grundstücks
durch das Finanzamt, kann der Nachweis des niedrigeren ge-

38 A 220.4 Abs. 4 Satz 1 AEBewcrSt zu 5 220 Abs. 2 BewG; cLE 07j22022, BStBl.
I 2022,1671 Rn. 1 1 zu $ 198 BewG.

39 Zu 5 220Abs.2BewG'.Krumm/Poeßeng BewG,2.Auflage.2025,5 220 Rn. 10;
lopp, in: BeckOK BewG,4. Ed. Oktober 2025, 5 220 Rn. 76; zu $ 198 BewG
M a n n e k, in: Sten g erlLoose, Bewertu n gsrecht, 17 0. Ll g. Mai 2024, $ 1 98 BewG
Rn. 92.

40 A220.4 Abs. 4 Satz 2 AEBewGrSt; Krumm/Paeßens, BewG, 2. Auflage. 2025,
$ 220 Rn. 10; Lopp, in: BeckOK BewG, 4. Ed. Oktober 2025, 5 220 Rn. 76.

41 Berelts S l 9S Abs. 3 BewG enthält die Formulierung,,kann [...] dienen", was
bereits für ein Wahlrecht steht. Die Formulierung des 5 220 Abs. 2 Satz 4 Bewc
geht indes selbst über die Formulierung des 5 198 Abs. 3 BewG hinaus (,,kann
auch [...] dienen"), so dass hier erst recht ein Wahlrecht anzunehmen ist.

42 So richtigerweise auch Lorenz, ZEV 2023, 141 (145) zu m Verhältnis von S 198
Abs.2 und 3 BewG.

43 So innerhalb des 5 198 Bewc zum Verhältnis von Abs.2 und Abs.3 im
Ergebnis auch Dorn, in: BeckOK BewG, 4. Ed. Oktober 2025, 5 'l 98 Rn. 70;
Lorenz,ZEY 2021,474 (478); Lorenz,ZEV 2023,141 (142); so möglicherweise
auch BFH, Urt. v.24.08.2022 - ll R 14/20, BStBl. tt 2023, 693 Rn. 26; offengelas-
sen von Ersele, NWB 2023, 899 (907); einschränkend bei erheblichen Abwei-
chungen zwischen dem gutachterlich ermittelten Wert und einem später
erzielten Kaufpreis FG Berlin-Brandenburg, Urt. v.25.05.2022 - 3 K3247 /19,
rkt BeckRS 2022,26034, Rn. 55.
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meinen Werts nach $$ 220 Abs.2, 198 BewG für den Steuer-
pflichtigen eine kontrollierbare Alternative zur Beschreitung
des Finanzrechtswegs darstellen. Dabei wird der durch ein
Wertgutachten oder durch einen stichtagsnahen Kaufpreis er-
mittelte gemeine Wert - wie im Normwortlaut des 5 220 Abs. 2
Satz 1 BewG vorgesehen - mit dem vom Finanzamt ermittelten,
nicht aber mit dem ,,zu ermittelnden" Grundsteuerwert ver-
glichen. Auf diese Weise werden komplexe materiell-rechtliche
Auslegungsfragen des $ 247 BewG nicht auf die Ebene der
$$ 220 Abs. 2, 198 BewG verlagert, sondern eine zugänglichere
Ermittlung des Grundsteuerwerts ermöglicht. Zu beachten ist,

dass die Erheblichkeitsschwelle zwischen dem ermittelten
Grundsteuerwert und dem gemeinen Wert gem. $ 220 Abs.2
Satz 2 BewG bei mindestens 40 Prozent liegt. Diese Formulie-
rung des Gesetzgebers dürfte als' Verschärfung des Norm-
wortlauts im Vergleich zu den dem Gesetz zugrundeliegenden
Entscheidungen des BFH einzuordnen sein, weshalb auch ge-
ringfügige Unterschreitungen der Erheblichkeitsschwelle der
Möglichkeit des Wertnachweises entgegenstehen dürften. Bei

der Frage nach dem ,,wie" der Wertermittlung steht dem Steuer-
pflichtigen jedenfalls ein Wahlrecht zwischen dem Vorbringen
eines Wertgutachtens oder dem Ansatz eines stichtagsnahen
Kaufpreises zu. Ein Vorrang stichtagsnaher Kaufpreise ist ge-
setzlich nicht vorgesehen.

Will der Steuerpflichtige den Wertnachweis durch Einrei-
chung eines das Finanzamt bindenden Wertgutachtens erbrin-
gen, haben der Steuerpflichtige und dessen Berater in der Pra-

xis strenge formelle Voraussetzungen hinsichtlich der Person

des Gutachters (5 'l98 Abs. 2 BewG) und des Wertgutachtens
selbst zu beachten, Dabei ist das Wertgutachten stets auf das

Datum der Hauptfeststellung oder einer möglichen Nachfest-
stellung zu erstellen; es wäre unzulässig, schlicht den aktuellen
Grundstückswert zu ermitteln. Ein Mandant ist aus Kostenge-
sichtspunkten schließlich insbesondere darüber aufzuklären,
dass ei n zu m a ktu el len H a u ptfeststel I u n g szeitpu n kI (01 .01 .2022)
erstelltes Wertgutachten lediglich Wirkung für die Grund-
steuerfestsetzung bis einschließlich 2028 entfaltet und für den
neuen Hauptfeststellungszeitpunkt i.S.v. 5 221 BewG ab dem
01.01.2029 ein neues Wertgutachten erstellt werden muss.
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